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Neben seiner anwaltlichen Tätigkeit ist Herr Beck stark als Referent in der Fortbildung engagiert, leitete in den vergangenen Jahren diverse Seminare zu mehr als fünfzig arbeitsrechtlichen Themen und veröffentlichte verschiedene Praxisratgeber.



Editorial
Editorial
Schon seit vielen Jahren gehören die Arbeitsformen Remotearbeit oder Homeoffice zum Repertoire moderner Unternehmen. Trotzdem hat das Thema durch die Corona-Pandemie und die ersten Kontaktbeschränkungen rund um den Lockdown im März 2020 einen deutlichen Schub erfahren. Die oftmals unter der Fahne „New Work“ beworbene Arbeit unabhängig vom Arbeitsort Unternehmen, erhielt einen spürbaren digitalen Push. Sicherlich kennen Sie das Meme aus dem Internet mit der Frage „Wer hat der Digitalisierung zum Durchbruch verholfen?“ Als Antwortoptionen wurden „CDO“, „CTO“ und „COVID-19“ angegeben.
Und in der Tat: Der Anteil der über digitale Wege angebundenen Beschäftigten hat sich im Laufe der Pandemie 2020 von 19 % auf 87 % erhöht, wie eine Befragung der Universität St. Gallen sowie der Deutschen Gesellschaft für Personalführung (DGFP e.V.) herausfand.[1]
Aber auch unabhängig von den weiteren Entwicklungen rund um die Pandemie, wird das Homeoffice sowie mobile Arbeit langfristig ein Begleiter auf dem Weg durch die sog. VUKA-Welt werden. Wenn die Arbeitswelt geprägt ist von Volatilität (V), Unsicherheit (U), Komplexität (K) und Ambiguität (A), dann lässt sich dieser insbesondere mit möglichst flexiblen Arbeitsformen begegnen.
Klassische nine-to-five Arbeitserbringung wird es selbstverständlich weiterhin geben. Aber je anpassungsfähiger (neudeutsch: „agiler“) Organisationen Arbeit gestalten, umso höher ist die Chance, wirtschaftlich zu überleben.
Dieses Praxishandbuch gibt Ihnen einen Überblick rund um die Möglichkeiten virtueller Zusammenarbeit. Es klärt über rechtliche Rahmenbedingungen, Notwendigkeiten und Restriktionen auf und zeigt Ihnen in Form eines Leitfadens die Chancen auf, wie Sie mit Ihren Beschäftigten gemeinsam, professionell und erfolgreich mobile Arbeitsformen nutzen können.
Der Fokus der Darstellungen liegt dabei weniger auf wissenschaftlicher Tiefe sowie einer umfassenden Bearbeitung der Themen als einem in der Praxis schnell anwendbaren Wissen.
Nürnberg, im Mai 2021
Stefan Scheller & Christian Beck
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„Homeoffice“, „Mobile Office“, „mobiles Arbeiten“, „FlexWork“ oder auch technisch gesprochen „Telearbeit“, also das Arbeiten nicht wie üblich im Betrieb des Arbeitgebers, hat durch die Corona-Krise wesentlich an Bedeutung gewonnen. Es scheint nahezu sicher, dass viele Arbeitgeber[2] und Arbeitnehmer auch nach dem Ende der Corona-Krise gerne eine flexiblere Gestaltung des Arbeitsortes, eventuell auch der Arbeitszeit beibehalten möchten.
Aus arbeitsrechtlicher Sicht sind die Möglichkeiten der Arbeit außerhalb der klassischen Organisationsformen in nur sehr geringem Umfang geregelt. So ist z. B. nur der Begriff der Telearbeit gesetzlich im Zusammenhang mit dem Arbeitsschutz in der Arbeitsstättenverordnung (§ 2 Abs. 7 ArbStättV) definiert. Die anderen genannten Begriffe oder Organisationsformen unterliegen dagegen nur wenigen gesetzlichen Vorgaben, was einerseits den Parteien des Arbeitsverhältnisses eine große gestalterische Freiheit einräumt, andererseits aber auch exakte Vereinbarungen oder Vorgaben erfordert, um die Umstände der Arbeitsleistung exakt und verlässlich festzulegen.
Auch wenn zuletzt sogar ein zukünftiger gesetzlicher Anspruch auf Homeoffice diskutiert wurde und als „Zeichen der Zeit“ wohl in naher Zukunft verabschiedet wird, gibt es nur wenige spezifische gesetzliche Vorschriften, sodass die Zulässigkeit des mobilen Arbeitens – in welcher Erscheinungsform auch immer – anhand der allgemeinen gesetzlichen Vorgaben, wie etwa aus dem Arbeitszeitgesetz, der Betriebsverfassung, den Arbeitsschutzvorschriften oder den Datenschutzbestimmungen, zu bewerten ist.
1.1 Begriffe und Abgrenzung
Die klassische Arbeitsorganisation geht davon aus, dass sämtliche Tätigkeiten, die nicht zwingend außerhalb der Betriebsstätten des Arbeitgebers durchgeführt werden müssen (z. B. Montagearbeiten beim Kunden vor Ort), im Betrieb des Arbeitgebers nach dessen Weisungen erfolgen. Der Arbeitgeber hat die Pflicht seinen Arbeitnehmer vertragsgemäß zu beschäftigen, woraus die Nebenverpflichtung folgt, den Arbeitnehmer auch tatsächlich hierzu in die Lage zu versetzen. Der Arbeitgeber hat für eine geeignete Organisation zu sorgen und dem Arbeitnehmer einen funktionsfähigen Arbeitsplatz sowie alle zur Vertragserfüllung erforderlichen Betriebsmittel zur Verfügung zu stellen. Dabei sind die Arbeitsschutzvorschriften zu beachten.
Dieses Verständnis korrespondiert mit dem in § 106 GewO geregelten Weisungsrecht, wonach der Arbeitgeber Inhalt, Ort und Zeit der Arbeitsleistung nach billigem Ermessen einseitig näher bestimmen kann, soweit diese Arbeitsbedingungen nicht (bereits) durch den Arbeitsvertrag, Bestimmungen einer Betriebsvereinbarung, eines anwendbaren Tarifvertrags oder gesetzliche Vorschriften festgelegt sind.
Auch in der klassischen Arbeitsorganisation werden einzelne Tätigkeiten außerhalb der Betriebsstätten des Arbeitgebers erledigt sowie Mitarbeiter ganz oder teilweise bewusst außerhalb der Betriebsstätten eingesetzt. Dies betrifft vor allem Montagearbeiten wie etwa im Baugewerbe oder im Handwerk, Beratertätigkeiten, die oftmals beim Kunden vor Ort stattfinden und die Dienstreise, die durch die Rechtsprechung üblicherweise als Fahrt an einen Ort außerhalb der regulären Arbeitsstätte, an dem ein Dienstgeschäft zu erledigen ist, definiert wird. Auch bei Außendienstmitarbeitern, deren Schwerpunkt der Arbeitsleistung im Besuch von Kunden liegt, wurden erforderliche Organisations- oder Bürotätigkeiten seit jeher überwiegend im Homeoffice erledigt.
Bereits vor der Corona-Krise stieg das Interesse an neuen, flexibleren Arbeitsformen außerhalb der klassischen Arbeitsorganisation, oft bezeichnet unter dem Stichwort „Arbeiten 4.0“. Gerade aber aufgrund der Corona-Krise hat die Nutzung des Homeoffice erheblich an Bedeutung gewonnen.
1.1.1 Telearbeit und alternierende Telearbeit
Der Gesetzgeber hat den Begriff der Telearbeit bereits 2016 in § 2 Abs. 7 Arbeitsstättenverordnung (ArbStättV) definiert.[3]
Telearbeitsplätze sind vom Arbeitgeber fest eingerichtete Bildschirmarbeitsplätze im Privatbereich der Beschäftigten, für die der Arbeitgeber eine mit den Beschäftigten vereinbarte wöchentliche Arbeitszeit und die Dauer der Einrichtung festgelegt hat. Ein Telearbeitsplatz ist vom Arbeitgeber erst dann eingerichtet, wenn Arbeitgeber und Beschäftigte die Bedingungen der Telearbeit arbeitsvertraglich oder im Rahmen einer Vereinbarung festgelegt haben und die benötigte Ausstattung des Telearbeitsplatzes mit Mobiliar, Arbeitsmitteln einschließlich der Kommunikationseinrichtungen durch den Arbeitgeber oder eine von ihm beauftragte Person im Privatbereich des Beschäftigten bereitgestellt und installiert ist.
Unter Telearbeit versteht man also die Arbeit von Zuhause aus an einem fest eingerichteten häuslichen Arbeitsplatz, der aufgrund einer Vereinbarung zwischen Arbeitgeber und Arbeitnehmer genutzt wird. 
Voraussetzungen sind 
	eine Vereinbarung zwischen Arbeitgeber und Arbeitnehmer und 
	ein Arbeitsplatz im Privatbereich des Arbeitnehmers. 

Liegen diese Voraussetzungen vor, ist der Arbeitgeber verpflichtet dem Arbeitnehmer diesen Telearbeitsplatz einzurichten und sämtliche benötigte Ausstattung bereitzustellen.
Durch die Einrichtung des Telearbeitsplatzes ist der Arbeitgeber seiner Verpflichtung nachgekommen, dem Arbeitnehmer einen funktionsfähigen Arbeitsplatz zur Verfügung zu stellen, d. h. der Arbeitnehmer hat keinen Anspruch (mehr) auf einen betrieblichen Arbeitsplatz.[4]
Telearbeit in Reinform ist in der Praxis relativ selten. Wohl am häufigsten ist Telearbeit in Form der alternierenden Telearbeit anzutreffen. Hier ist der Arbeitnehmer abwechselnd an seinem, nach den Vorgaben des § 2 Abs. 7 ArbStättV eingerichteten, häuslichen Arbeitsplatz und an einem betrieblichen Arbeitsplatz tätig. Im Unterschied zur reinen Telearbeit steht dem Arbeitnehmer, wenigstens zu den vereinbarten Arbeitszeiten, vor Ort ein betrieblicher Arbeitsplatz (weiterhin) zur Verfügung.[5]
Die Definition der Telearbeit in § 2 Abs. 7 ArbStättV ist im Kontext der Arbeitsstättenverordnung und des Arbeitsschutzgesetzes zu sehen. § 2 Abs. 7 ArbStättV gibt vor, wann der Arbeitgeber bestimmte Maßnahmen zum Gesundheitsschutz ergreifen muss. Aus der Regelung ergibt sich aber nicht, dass neben der klassischen Form der betrieblichen Arbeit ausschließlich Telearbeit nach § 2 Abs. 7 ArbStättV zulässig wäre. Bei abweichenden Gestaltungen handelt es sich dann eben nicht um Telearbeit, sodass die Vorgaben der Arbeitsstättenverordnung nicht gelten.[6] 
1.1.2 Mobile Arbeit, Mobile Office und FlexWork
Im Gegensatz zur Telearbeit ist die Arbeitsform des mobilen Arbeitens bisher gesetzlich nicht geregelt, mangels gesetzlichen Ausschlusses aber auch ohne Weiteres zulässig. Generell wird unter mobilem Arbeiten oder auch Mobile Office ein flexibles, ortsungebundenes Tätigwerden an jedem möglichen Ort außerhalb der Betriebsstätte des Arbeitgebers unter Nutzung tragbarer IT-Systeme und sonstiger Kommunikationsmittel verstanden, also gerade nicht das Arbeiten an einem festen häuslichen Arbeitsplatz.[7]
In diesem Sinne definiert auch die Sars-CoV-2-Arbeitsschutzregel der Arbeitsschutzausschüsse beim BMAS vom 22.02.2021[8]  unter Ziffer 2.2., Abs. 1 in Übereinstimmung mit der bisherigen Literaturmeinung mobiles Arbeiten als
„eine Arbeitsform, die nicht in einer Arbeitsstätte gemäß § 2 Abs. 1 ArbStättV oder an einem fest eingerichteten Telearbeitsplatzgemäß § 2 Abs. 7 ArbStättV im Privatbereich des Arbeitnehmers ausgeübt wird, sondern bei dem die Arbeitnehmer an beliebigen anderen Orten (z. B. beim Kunden, in Verkehrsmitteln, in einer Wohnung) tätig werden“.
Aufgrund der Ortsungebundenheit trifft den Arbeitgeber hier nicht die Pflicht aus § 2 Abs. 7 ArbStättV, einen festen häuslichen Arbeitsplatz für den Arbeitnehmer einzurichten. Da beim mobilen Arbeiten die Arbeit nicht an einer Arbeitsstätte im Sinne von § 2 Abs. 1 ArbStättV ausgeübt wird, sind die Vorgaben der Arbeitsstättenverordnung nicht einzuhalten. Wie bei jeder anderen Arbeit aber auch, hat der Arbeitgeber die Schutzbestimmungen des Arbeitsschutzgesetzes zu gewährleisten.
Kerngedanke des mobilen Arbeitens aus arbeitsrechtlicher Sicht ist der teilweise oder (in der Praxis selten) vollständige Verzicht des Arbeitgebers, den Arbeitsort des Arbeitnehmers im Rahmen des Weisungsrechts nach § 106 GewO näher zu definieren. Der Arbeitnehmer wird vielmehr in die Lage versetzt, seinen Arbeitsort in eigener Verantwortung festzulegen.
Hinweis
Zur Umsetzung des mobilen Arbeitens sind vielfältige Gestaltungsmöglichkeiten denkbar und aufgrund der zivilrechtlichen Vertragsfreiheit auch zulässig. Mangels gesetzlicher Regelungen kommt es hier wesentlich auf die Vereinbarungen zwischen den Arbeitsvertragsparteien an. Gerade beim mobilen Arbeiten sollten diese Regelungen sehr sorgfältig ausgestaltet sein, um spätere Unklarheiten oder Auseinandersetzungen, die das Arbeitsverhältnis belasten könnten, zu vermeiden.

 
Mobile Arbeit ist keine Telearbeit im Sinne von § 2 Abs. 7  ArbStättV, die Begriffe schließen sich vielmehr gegenseitig aus. Bei der Telearbeit wird der Arbeitnehmer zwar auch nicht an der Betriebsstätte des Arbeitgebers eingesetzt, doch aber an einem fest definierten Ort (in diesem Fall am Telearbeitsplatz), d. h. an dem vom Arbeitgeber eingerichteten Arbeitsplatz im Privatbereich. Mobile Arbeit und Telearbeit können aber nebeneinander, als besondere Form der alternierenden Telearbeit bestehen.
Wesentliches Abgrenzungskriterium zwischen mobiler Arbeit und Telearbeit ist die Tatsache, dass dem Arbeitnehmer bei der Telearbeit gerade kein betrieblicher Arbeitsplatz mehr zur Verfügung steht. Mobile Arbeit bietet dem Arbeitnehmer dagegen meist die Option, außerhalb der Betriebsstätte in eigener Verantwortung tätig zu werden, gewährleistet aber auch jederzeit die Arbeitsleistung im Betrieb des Arbeitgebers.
Die Begriffe mobiles Arbeiten und Mobile Office werden in der Praxis überwiegend synonym verwendet. Dies gilt auch bei der als FlexWork bezeichneten Arbeitsform, wobei in dieser Ausgestaltung neben die Freiheit des Arbeitsortes regelmäßig eine höhere Eigensouveränität bei der Lage der Arbeitszeit und oft auch der Arbeitsinhalte hinzutritt.
1.1.3 Homeoffice
Der Begriff Homeoffice ist ebenso wenig gesetzlich definiert, wie etwa mobiles Arbeiten. Die Sars-CoV-2-Arbeitsschutzregel der Arbeitsschutzausschüsse beim BMAS vom 22.02.2021[9] bezeichnet in Ziffer 2.2., Abs. 3 als Homeoffice
„eine Form des mobilen Arbeitens. Sie ermöglicht es Beschäftigten, nach vorheriger Abstimmung mit dem Arbeitgeber zeitweilig im Privatbereich, zum Beispiel unter Nutzung tragbarer IT-Systeme (zum Beispiel Notebooks) oder Datenträger, für den Arbeitgeber tätig zu sein.“
Homeoffice kann aber auch eine Form der Telearbeit sein, wenn die Arbeitsvertragsparteien aus Anlass der Tätigkeit im Homeoffice eine Vereinbarung nach § 2 Abs. 7 ArbStättV getroffen haben. In diesem Fall hat der Arbeitgeber das Homeoffice des Arbeitnehmers entsprechend einzurichten und auszustatten.
In der Praxis wird mobiles Arbeiten oder FlexWork auch gerne als Arbeit im Homeoffice bezeichnet. Teilweise soll der Begriff gleichzusetzen sein mit alternierender Telearbeit.[10]
Hinweis
Im vorliegenden Buch wird unter dem Begriff Homeoffice ein mobiles Arbeiten in der eigenen Wohnung verstanden, das keine Telearbeit darstellt.

 
1.1.4 Corona-Office
Seit Beginn der Corona-Krise hat sich eine besondere Art des mobilen Arbeitens bzw. des Homeoffice herausgebildet, bei der Arbeitnehmer „mehr oder weniger planmäßig“ versuchen, gebeten oder veranlasst werden, ihre Arbeitsleistung aufgrund von Betriebsschließungen, Hygienekonzepten oder den Distanzierungsempfehlungen der Regierung außerhalb der Betriebsstätte, regelmäßig an einem behelfsmäßig eingerichteten Arbeitsplatz, im „Homeoffice“ tätig zu werden. 
Nicht selten handelt es sich hierbei um das Notebook am Küchentisch neben den Kindern, die gerade versuchen die Herausforderungen des Homeschooling zu meistern.
Da es sich hierbei nicht um eine auf Dauer angelegte Arbeitsform handelt, sondern die Rückkehr an den betrieblichen Arbeitsplatz unter den Bedingungen vor der Corona-Krise zu erwarten ist, wird das „Corona-Office“ regelmäßig keine Telearbeit im Sinne der Arbeitsstättenverordnung darstellen, auch wenn vorübergehend pandemiebedingt kein betrieblicher Arbeitsplatz zur Verfügung steht.
1.1.5 Zusammenfassung der Begriffe
	Begriff
	Beschreibung

	Telearbeit
	Telearbeitsplätze sind vom Arbeitgeber fest eingerichtete Bildschirmarbeitsplätze im Privatbereich der Beschäftigten, für die der Arbeitgeber eine mit den Beschäftigten vereinbarte wöchentliche Arbeitszeit und die Dauer der Einrichtung festgelegt hat (§ 2 Abs. 7 ArbStättV);
Voraussetzungen sind 
	eine Vereinbarung zwischen Arbeitgeber und Arbeitnehmer und 
	ein Arbeitsplatz im Privatbereich des Arbeitnehmers. 

Liegen diese Voraussetzungen vor, ist der Arbeitgeber verpflichtet dem Arbeitnehmer diesen Telearbeitsplatz einzurichten und sämtliche benötigte Ausstattung bereitzustellen. Ein betrieblicher Arbeitsplatz steht regelmäßig nicht zur Verfügung.

	Alternierende Telearbeit
	Arbeitnehmer ist abwechselnd an seinem, nach den Vorgaben des § 2 Abs. 7 ArbStättV eingerichteten, häuslichen Arbeitsplatz und an einem betrieblichen Arbeitsplatz tätig. Im Unterschied zur reinen Telearbeit steht dem Arbeitnehmer, wenigstens zu den vereinbarten Arbeitszeiten, vor Ort ein betrieblicher Arbeitsplatz (weiterhin) zur Verfügung.

	Mobile Arbeit/ Mobile Office
	Flexibles, ortsungebundenes Tätigwerden an jedem möglichen Ort außerhalb der Betriebsstätte des Arbeitgebers unter Nutzung tragbarer IT-Systeme und sonstiger Kommunikationsmittel, also gerade nicht das Arbeiten an einem festen häuslichen Arbeitsplatz.

	FlexWork
	Entspricht mobiler Arbeit, wobei in dieser Ausgestaltung neben die Freiheit des Arbeitsorts regelmäßig eine höhere Eigensouveränität bei der Lage der Arbeitszeit und oft auch der Arbeitsinhalte hinzutritt.

	Homeoffice
	Eine Form des mobilen Arbeitens. Sie ermöglicht es Beschäftigten, nach vorheriger Abstimmung mit dem Arbeitgeber zeitweilig im Privatbereich, zum Beispiel unter Nutzung tragbarer IT-Systeme (zum Beispiel Notebooks) oder Datenträger, für den Arbeitgeber tätig zu sein.

	Remote­arbeit[11]
	Unter dem Begriff „Remotearbeit“ werden die vorgenannten Begriffe „Homeoffice“, „mobiles Arbeiten“, „FlexWork“ sowie „Telearbeit“ gebündelt.




 
1.2 Überblick zu rechtlichen Rahmenbedingungen und Rechtsgrundlagen für das mobile Arbeiten
Bis zum Beginn der Pandemie war mobiles Arbeiten eher die Ausnahme und überwiegend auf bestimmte Branchen, wie etwa die IT-Branche oder klassische Arbeitsbereiche, z. B. den Außendienst beschränkt. Es gab zwar auch in der Vergangenheit Bestrebungen, das Homeoffice gesetzlich zu regeln und Arbeitnehmern hierauf sogar einen Anspruch einzurichten.[12] Bisher wurden die Vorhaben aber gesetzgeberisch nicht umgesetzt.
Mit Ausnahme der Verpflichtung aus § 2 Abs. 7 ArbStättV bei Telearbeit, bestehen für die mobile Arbeit keine speziellen gesetzlichen Regelungen. Somit sind die Rahmenbedingungen, die für die Arbeit an einer Betriebsstätte des Arbeitgebers gelten, grundsätzlich auch für die außerbetriebliche Arbeit anzuwenden.
So wie gesetzliche Rahmenbedingungen fehlen, gibt es auch derzeit keine gesetzliche Rechtsgrundlage für die mobile Arbeit oder einen Anspruch hierauf. Vereinzelt gewähren Tarifverträge die Option des mobilen Arbeitens. Wollen die Parteien des Arbeitsverhältnisses mobiles Arbeiten ermöglichen, bedarf es hierzu einer Rechtsgrundlage, die in einer individuellen Vereinbarung zwischen Arbeitgeber und Arbeitnehmer bestehen kann oder auf kollektivrechtliche Regelungen, wie Betriebsvereinbarung und Tarifvertrag basiert.
1.2.1 Rechtliche Rahmenbedingungen – Überblick
Für die mobile Arbeit stellen sich einige rechtliche Fragen, die anhand der allgemeinen Bestimmungen beantwortet werden müssen – u. A. nach der Gewerbeordnung, dem Arbeitszeitgesetz, dem Arbeitsschutzgesetz und der Arbeitsstättenverordnung oder dem Bürgerlichen Gesetzbuch. Nachfolgend wird ein kleiner Überblick gegeben, welche Fragen sich im Zusammenhang mit der mobilen Arbeit stellen und auf welcher gesetzlichen Grundlage diese zu lösen sind.
Den Arbeitgeber trifft die Verpflichtung, dem Arbeitnehmer einen funktionsfähigen Arbeitsplatz zur Verfügung zu stellen, damit der Arbeitnehmer die geschuldete Arbeitsleistung erbringen kann. Hierfür hat der Arbeitgeber auf seine Kosten dem Arbeitnehmer die erforderlichen Betriebsmittel zu überlassen.
Für die (echte) Telearbeit, hat nach § 2 Abs. 7 ArbStättV der Arbeitgeber den Aufwand zu tragen. Aber auch bei den sonstigen Formen der mobilen Arbeit hat der Arbeitgeber dem Arbeitnehmer die erforderlichen Betriebsmittel zur Verfügung zu stellen, wie insbesondere Laptop, Mobiltelefon, etc. Hierfür trägt der Arbeitgeber die Kosten der Anschaffung, der Wartung und der Pflege. 
Alternativ können die Arbeitsvertragsparteien vereinbaren, dass der Arbeitnehmer eigene Arbeitsmittel nutzt.[13] In diesem Falle können dem Arbeitnehmer Aufwandsersatzansprüche nach § 670 BGB zustehen. Zu den ersatzfähigen Aufwendungen können auch ein anteiliger Mietzins für die Privatwohnung des Arbeitnehmers oder anfallende Kosten für Strom oder Heizung zählen, die ebenfalls nach § 670 BGB behandelt werden. Allerdings ist § 670 BGB (der für das Arbeitsverhältnis analog angewendet wird) fakultativ, d. h. kann durch die Arbeitsvertragsparteien abgeändert oder ausgeschlossen werden.[14]
Im Zusammenhang mit der Überlassung von Betriebsmitteln oder auch bei Nutzung eigener Arbeitsmittel durch den Arbeitnehmer stellt sich immer wieder die Problematik, wer, in welcher Höhe bei Verlust oder Beschädigung haftet. Üblicherweise werden die von der Rechtsprechung entwickelten Grundsätze der privilegierten Arbeitnehmerhaftung (oder auch: innerbetrieblicher Schadensausgleich) herangezogen, wobei diese keine Lösung bieten, wenn z. B. die Beschädigung eines Betriebsmittels nicht durch den Arbeitnehmer selbst, sondern durch den Ehegatten oder ein Kind verursacht wird.
Der Arbeitnehmer hat zudem Anspruch auf Kostenerstattung für Dienstreisen. Nach der allgemeinen Definition liegt eine Dienstreise vor, wenn der Arbeitnehmer außerhalb seiner Wohnung und außerhalb seiner ersten Tätigkeitsstätte tätig wird. Wird dem Arbeitnehmer im Rahmen des mobilen Arbeitens die Möglichkeit eingeräumt, z. B. zu Hause zu arbeiten, stellt sich die Frage, ob die Teilnahme an einer Besprechung in den Betriebsräumen des Arbeitgebers eine Dienstreise darstellt oder bei Wahl eines mobilen Arbeitsortes außerhalb der Wohnung die Fahrtkosten zum mobilen Arbeitsort zu erstatten sind.
Auch im Homeoffice und bei mobiler Arbeit gelten die Vorgaben des Arbeitszeitgesetzes, sodass sowohl die zulässige tägliche Höchstarbeitszeit und maximale wöchentliche Durchschnittsarbeitszeit nicht überschritten werden dürfen. Auch Ruhezeiten und Ruhepausen müssen eingehalten werden. Eine besondere Herausforderung stellt sich in diesem Zusammenhang, weil das mobile Arbeiten oftmals mit einer vom Arbeitgeber erlaubten größeren Flexibilität der Arbeitszeit verbunden ist und damit die Einhaltung der zwingenden Vorgaben zur Arbeitszeit vom Arbeitgeber nicht mehr voll beeinflussbar ist. Der Arbeitgeber muss also dafür sorgen, dass die Arbeitnehmer in eigener Verantwortung die Vorgaben beachten, z. B. die Einhaltung der Ruhezeit durch Definition sog. Tabuzeiten.
Im Bereich des Arbeitsschutzes enthält die Arbeitsstättenverordnung umfangreiche Anforderungen an die Einrichtung und Ausgestaltung von Arbeitsplätzen durch den Arbeitgeber. Für Telearbeitsplätze nach § 2 Abs. 7 ArbStättV ist deshalb nach § 1 Abs. 4 ArbStättV eine anfängliche Gefährdungsbeurteilung durch den Arbeitgeber sowie eine Unterweisung durchzuführen. Für sonstige Arten der mobilen Arbeit gilt die Arbeitsstättenverordnung nicht, da der Arbeitnehmer nicht an einer Arbeitsstätte des Arbeitgebers tätig wird. Dennoch muss der Arbeitgeber den allgemeinen Arbeitsschutz nach § 618 BGB und nach dem Arbeitsschutzgesetz gewährleisten. Je weiter die Eigenverantwortung des Arbeitnehmers bei der Gestaltung seines Arbeitsplatzes reicht, umso weniger hat der Arbeitgeber auf den Gesundheitsschutz Einfluss. Die Pflichten des Arbeitgebers werden sich oftmals auf eine allgemeine Gefährdungsbeurteilung sowie Hinweisen zu typischen Gefahren des Arbeitsplatzes beschränken.
Den Mitwirkungspflichten des Arbeitnehmers bei mobilem Arbeiten kommt gesteigerte Bedeutung zu. Neben dem Frage- und Vorschlagsrecht nach § 17 Abs. 1 Arbeitsschutzgesetz  (ArbSchG) sind Arbeitnehmer zu Eigenschutzvorkehrungen nach § 15 ArbSchG und der Gefahrenmeldung nach § 16  ArbSchG verpflichtet.
Immer wieder streitig im Zusammenhang mit mobiler Arbeit und der Arbeit im Homeoffice ist die Frage, wann Versicherungsschutz in der gesetzlichen Unfallversicherung gegeben ist, ob also z. B. der Weg vom Schreibtisch in die eigene Küche noch dem gesetzlichen Unfallschutz unterliegt oder ausschließlich der Risikosphäre des Arbeitnehmers zuzuordnen sei.
Nicht erst seit Inkrafttreten der Datenschutz-Grundverordnung (DS-GVO) spielt der Schutz von Betriebs- und Geschäftsgeheimnissen sowie die Gewährleistung des Datenschutzes im Zusammenhang mit mobiler Arbeit eine erhebliche Rolle. Der Arbeitgeber muss personenbezogene Daten durch technische und organisatorische Maßnahmen nach Art. 32 DS-GVO schützen. Gleichzeitig sind durch den Arbeitgeber und den Arbeitnehmer die in Art. 5 Abs. 1 DS-GVO genannten Grundsätze zu wahren, wobei z. B. der Grundsatz der Datensicherheit (Art. 5 Abs. 1 lit. f DS-GVO) und der Datenminimierungsgrundsatz (Art. 5 Abs. 1 lit. c DS-GVO) bei mobiler Arbeit besonders schwer zu realisieren sind.
1.2.2 Rechtsgrundlagen für mobiles Arbeiten
Nach der aktuellen Gesetzeslage haben Arbeitnehmer keinen Anspruch darauf, ganz oder teilweise im Homeoffice oder in einer Form des mobilen Arbeitens beschäftigt zu werden.[15] Im Gegenzug kann der Arbeitgeber aber auch nicht einseitig, gegen den Willen des Arbeitnehmers, mobile Arbeit im Wege des Direktionsrechts anordnen.
Für das mobile Arbeiten kommen daher die, auch in anderen Bereichen des Arbeitsverhältnisses relevanten Rechtsgrundlagen in Frage:[16]
Tarifverträge sehen bisher – von wenigen Ausnahmen abgesehen – keine Bestimmungen zur mobilen Arbeit vor und enthalten oftmals auch keine Regelungen zum Arbeitsort. Daher können Tarifverträge regelmäßig auch nicht als Rechtsgrundlage für die mobile Arbeit dienen.[17] Natürlich sind Tarifverträge, die auf das Arbeitsverhältnis anzuwenden sind, auch im Zusammenhang mit mobiler Arbeit zu beachten, z. B. bei Vorgaben zur Arbeitszeit, für zuschlagspflichtige Arbeiten oder den Ersatz von Aufwendungen.
Mobiles Arbeiten kann Gegenstand einer Betriebsvereinbarung, also einer Vereinbarung zwischen Arbeitgeber und Betriebsrat sein, wobei der Umfang der Mitbestimmungsrechte beim mobilen Arbeiten noch weitgehend von der Rechtsprechung ungeklärt ist. Überwiegend wird ein Anspruch auf mobile Arbeit daher nur aufgrund einer freiwilligen Betriebsvereinbarung infrage kommen. Ein Initiativrecht des Betriebsrats, von sich aus die Einführung mobilen Arbeitens vom Arbeitgeber zu verlangen, dürfte derzeit ausscheiden.[18]
Zumindest ist das Landesarbeitsgericht Hessen der Ansicht, dass ein Mitbestimmungsrecht des Betriebsrats nach § 87 Abs. 1 Nr. 1 BetrVG bei der Entscheidung des Arbeitgebers, mobiles Arbeiten einzuführen, nicht bestehen dürfte.[19]  
Der Betriebsrat hat, soweit eine gesetzliche oder tarifliche Regelung nicht besteht, bei Fragen der Ordnung des Betriebs und des Verhaltens der Arbeitnehmer im Betrieb nach § 87 Abs. 1 Nr. 1 BetrVG mitzubestimmen. Gegenstand des Mitbestimmungsrechts ist das betriebliche Zusammenleben und Zusammenwirken der Arbeitnehmer. Dieses kann der Arbeitgeber kraft seiner Leitungsmacht durch Verhaltensregeln oder sonstige Maßnahmen beeinflussen und koordinieren. Zweck des Mitbestimmungsrechts ist es, die Arbeitnehmer hieran zu beteiligen. Sie sollen an der Gestaltung des betrieblichen Zusammenlebens gleichberechtigt teilnehmen. Dagegen sind Regelungen und Weisungen, welche die Arbeitspflicht unmittelbar konkretisieren – das sog. Arbeitsverhalten – nicht mitbestimmungspflichtig.[20] 
Die Einführung des Arbeitsmodells „mobiles Arbeiten“ ist untrennbar mit der Arbeitsleistung verknüpft und gehört damit zum mitbestimmungsfreien Arbeitsverhalten. Dieses ist berührt, wenn der Arbeitgeber näher bestimmt, welche Arbeiten auszuführen sind und in welcher Weise dies geschehen soll. Weisungen, mit denen die Arbeitspflicht unmittelbar konkretisiert wird, unterliegen nicht der Mitbestimmung.
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